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Außenbereichssatzungen 
„Beisinghausen“ 
Gemeinde Eslohe 
 

 

• Ver- und Entsorgung / Löschwasser 

Die Ver- und Entsorgung des Satzungsgebietes wird über das beste-
hende Netz bzw. die bestehenden Träger sichergestellt. Da die Orts-
lage Beisinghausen an die Verbandsleitung des Wasserverbandes 
Hochsauerland angeschlossen ist und das Leitungsnetz in einem aus-
reichend dimensionierten Zustand ist kann davon ausgegangen wer-
den, dass eine ausreichende Löschwassermenge vorhanden ist. 
 
• Hochwasserschutz 

Die Ziele und Grundsätze der Verordnung über die Raumordnung im 
Bund für einen länderübergreifenden Hochwasserschutz (BRPHV) 
vom 19. August 2021 sind nicht betroffen, da das Plangebiet weder in 
einem Überschwemmungsgebiet noch in einem Hochwasserrisikoge-
biet liegt. 
Auch eine Überprüfung der „Überschwemmungsgebiete Preußische 
Aufnahme 1906-1914“ hat keinen Hinweis auf ein Hochwasserrisiko 
ergeben. 
Entsprechend der Darstellung in der Starkregengefahrenhinweiskarte 
NRW des Bundesamtes für Kartographie und Geodäsie, BKG, ist an-
zunehmen, dass für den Satzungsbereich keine Gefährdung zu erwar-
ten ist. 
 

 
Abb. 4: Auszug Starkregenkarte (Stufe extrem) mit Überflutungstiefen (Quelle: BKG, 
dort unter „wms_starkregen) 
 
• Immissionsschutz 

Der Immissionsschutz ist bei der Zulassung von Vorhaben auf Grund-
lage einer Außenbereichssatzung gem. § 35 (3) Nr. 3 BauGB auch 
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weiterhin als öffentlicher Belang im Rahmen des Baugenehmigungs-
verfahrens zu prüfen. Innerhalb des Satzungsbereiches findet überwie-
gend Wohnnutzung statt. Diese hat im Außenbereich den Schutzan-
spruch eines Mischgebietes gem. § 6 BauNVO.  
 
• Altlasten 

Altlasten, Altstandorte und Altablagerungen sind nicht bekannt.  
 
• Denkmalschutz 

Belange des Denkmalschutzes sind im Geltungsbereich der Satzung 
nicht betroffen. Unter Denkmalschutz steht lediglich die zentral gele-
gene Kapelle, deren Bestand nicht gefährdet ist. 
 
Im Falle von kulturhistorisch wichtigen Bodenfunden sind die Vorschrif-
ten des Denkmalschutzgesetzes NRW zu beachten. Da im Plangebiet 
Spaltenfüllungen durch Massenkalk aus der Unterkreidezeit angetrof-
fen werden, ist das Vorkommen wissenschaftlich bedeutender Fossi-
lien nicht auszuschließen. Ein entsprechender textlicher Hinweis 
wurde auf der zeichnerischen Darstellung ergänzt. 
 
Sollten bei Bodeneingriffen Bodendenkmäler (kulturgeschichtliche Bo-
denfunde, d.h. Mauerwerk, Einzelfunde aber auch Veränderungen und 
Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit, Fossilien) ent-
deckt werden, ist die Entdeckung der Unteren Denkmalschutzbehörde 
der Gemeinde als Untere Denkmalbehörde und/oder der LWL-Archä-
ologie für Westfalen, Außenstelle Olpe (Tel.: 02761 - 93750; Fax: 
02761 - 937520) unverzüglich. Ihre Lage im Gelände darf nicht verän-
dert werden (§§ 16 und 17 DSchG NRW). 
Das entdeckte Bodendenkmal und die Entdeckungsstätte sind bis zum 
Ablauf von einer Woche nach der Anzeige unverändert zu belassen, 
wenn nicht die Obere Denkmalbehörde die Entdeckungsstätte vorher 
freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. Die Obere Denk-
malbehörde kann die Frist verlängern, wenn die sachgerechte Unter-
suchung oder die Bergung des Bodendenkmals dies erfordern und 
dies für die Betroffenen zumutbar ist (§ 16 Abs. 2 Denkmalschutzge-
setz NRW). Gegenüber der Eigentümerin oder dem Eigentümer sowie 
den sonstigen Nutzungsberechtigten eines Grundstücks, auf dem Bo-
dendenkmäler entdeckt werden, kann angeordnet werden, dass die 
notwendigen Maßnahmen zur sachgemäßen Bergung des Boden-
denkmals sowie zur Klärung der Fundumstände und zur Sicherung 
weiterer auf dem Grundstück vorhandener Bodendenkmäler zu dulden 
sind (§ 16 Abs. 4 Denkmalschutzgesetz NRW). 
Da nicht ausgeschlossen werden kann, dass sich der Kenntnisstand 
zum Vorhandensein von Bodendenkmälern jederzeit ändern kann, 
sollte bei allen Bauvorhaben der LWL-Archäologie für Westfalen 
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rechtzeitig vor Baubeginn beteiligt und eine aktuelle Stellungnahme 
der LWL-Archäologie eingeholt werden, um mögliche Konflikte wäh-
rend des Bauverlaufes bestmöglich zu vermeiden. Die Stellungnahme 
sollte grundsätzlich nicht älter als zwei Jahre sein. 
 
• Wald 

Die südlichen Abschnitte des Satzungsgebietes grenzen an ein Wald-
gebiet. Hier ist ggf. (bei unterschiedlichen Eigentümern) durch eine 
Schadensverzichtserklärung sicherzustellen, dass es zu keiner Ge-
fährdung durch den direkt angrenzenden Wald kommt. Umgekehrt ist 
die Gefährdung des Waldes durch Feuer zu vermeiden, indem in einer 
Entfernung von bis zu 100 m von der Waldkante das Anzünden und 
Unterhalten von Feuer, die Benutzung von Grillgeräten (Funkenflug) 
und das Lagern leicht entzündlicher Stoffe vermieden wird. 
 
• Ausgleicherfordernis für den Bereich der ehemaligen Ein-

beziehungssatzung 

Für die Flurstück 123 und 124 jeweils teilweise, Flur 18, Gemarkung 
Reiste wurde 2012 eine Einbeziehungssatzung aufgestellt, die nun-
mehr in dieser Außenbereichssatzung aufgeht. Für das von der Einbe-
ziehungsatzung erfasste Vorhaben wurde der ökologische Eingriff und 
der dazu erforderliche Ausgleich bilanziert. Die Ausgleichsverpflich-
tung bleibt in Abhängigkeit von den tatsächlich erfolgten Baumaßnah-
men bestehen. 
 
Bearbeitet im Auftrag der Gemeinde Eslohe 
Coesfeld, im April 2026 
 
Wolters Partner Stadtplaner GmbH  
Dipl.-Ing. Michael Ahn 
Theresa Thoring  
Lisa Blauth 
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Grenze des räumlichen Geltungsbereiches der Außenbereichssatzung

PLANZEICHENERLÄUTERUNG

REGELUNGEN ZUR ZULÄSSIGKEIT VON 
VORHABEN  gem. § 35 Abs. 6 BauGB
Sofern eine Beeinträchtigung anderer öffentlicher Belange im Sinne des § 35 Abs. 2 und 3 BauGB nicht 
vorliegt, sind Vorhaben zulässig, wenn sie sich nach der Art und dem Maß der baulichen Nutzung, der 
Bauweise und der Grundstücksfläche, die überbaut werden soll, in der Eigenart der näheren Umgebung 
einfügen und die Erschließung gesichert ist.
Gemäß § 35 Abs. 6 Satz 2 BauGB können auch Vorhaben, die kleineren Gewerbebetrieben dienen, zulässig 
sein, wenn sie wohnverträglich sind.

Die Zuläsigkeit von sonstigen Bauvorhaben beschränkt sich auf den Ersatz bestehender, zulässigerweise 
errichteter Gebäude durch den Neubau eines Gebäudes.

Die Zulässigkeit von Vorhaben, die unabhängig von der vorliegenden Satzung auf der Grundlage des § 35 
BauGB besteht, bleibt von diesen Regelungen unberührt.

räumlicher Geltungsbereich der Außenbereichssatzung

Blatt 3

HINWEIS
Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und/oder naturgeschichtliche Bodenfunde, d.h. Mauern, 
alte Gräben, Einzelfunde aber auch Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffen- 
heit, Höhlen und Spalten, aber auch Zeugnisse tierischen und/oder pflanzlichen Lebens aus Erdgeschicht- 
licher Zeit) entdeckt werden. Die Entdeckung von Bodendenkmälern ist der Gemeinde als Untere Denkmal- 
behörde und/oder der LWL-Archäologie für Westfalen, Außenstelle Olpe, unverzüglich anzuzeigen.

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), in der 
zum Zeitpunkt des Feststellungsbeschlusses geltenden Fassung.

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), in der zum Zeitpunkt des Feststellungsbe- 
schlusses geltenden Fassung.

Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhaltes 
(Planzeichenverordnung 1990 - PlanZV 90) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18.12.1990 (BGBl. I 
1991 I S. 58), in der zum Zeitpunkt des Feststellungsbeschlusses geltenden Fassung.

Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), in der zum Zeitpunkt des Feststellungsbeschlusses geltenden Fassung.

RECHTSGRUNDLAGEN



AUFSTELLUNGSVERFAHREN

Der Rat der Gemeinde Eslohe hat am                      gemäß § 35 Abs. 6 des Baugesetzbuches die Aufstellung 
dieser Außenbereichssatzung beschlossen.
Dieser Beschluss ist am                         ortsüblich bekannt gemacht worden.

Eslohe, den 

                                                                                     ........................................................................................
                                                                                     Bürgermeister
                                                                                     (Hönninger)

Aufstellungsbeschluss

Veröffentlichung
Diese Außenbereichssatzung ist in der Zeit vom                          bis                          einschließlich aufgrund der 
Bekanntmachung vom                         im Internet und durch Auslegung veröffentlicht worden.

Eslohe, den

                                                                                     ........................................................................................
                                                                                     Bürgermeister
                                                                                     (Hönninger)

(vereinfachtes Verfahren gemäß § 13 Abs. 2 BauGB)

Satzungsbeschluss
Der Rat der Gemeinde Eslohe hat am                             gemäß § 35 Abs. 6 in Verbindung mit § 10 Abs. 3 des 
Baugesetzbuches diese Außenbereichssatzung beschlossen.  

Eslohe, den 

                                                                                     ........................................................................................
                                                                                     Bürgermeister
                                                                                     (Hönninger)

Gemäß § 10 Abs. 3 des Baugesetzbuches ist die Außenbereichssatzung am                       ortsüblich bekannt 
gemacht worden.   

Eslohe, den

                                                                                     .........................................................................................
                                                                                     Bürgermeister
                                                                                     (Hönninger)

Inkrafttreten

Blatt 4

Erneute Veröffentlichung
Diese Außenbereichssatzung ist in der Zeit vom                          bis                          einschließlich aufgrund der 
Bekanntmachung vom                         im erneut Internet und durch Auslegung veröffentlicht worden.

Eslohe, den

                                                                                     ........................................................................................
                                                                                     Bürgermeister
                                                                                     (Hönninger)


